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Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu Vordrucken des 
Waffengesetzes (WaffVordruckVwV) 

 

A. Problem und Ziel 

Die beim Vollzug des Waffengesetzes und der Allgemeinen Waffengesetz-Ver-

ordnung verwendeten Vordrucke sollen an die Änderungen der waffenrechtlichen 

Vorschriften seit dem Jahr 2003 angepasst und um europarechtliche Vorgaben 

erweitert werden. Die Verwaltungsvorschrift soll gewährleisten, dass beim Vollzug 

des Waffengesetzes in den Ländern einheitliche und mit den Standards des 

Nationalen Waffenregisters kompatible Vordrucke verwendet und damit 

Arbeitsabläufe und Kontrollen erleichtert sowie Sicherheitsstandards eingehalten 

werden. Angepasst an den geöffneten europäischen Markt werden neue 

Vordrucke sowohl für gewerbsmäßige Händler und Spediteure als auch für 

Privatpersonen eingeführt. Der Erwerb von Schusswaffen oder Munition in 

anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Mitgliedstaaten) oder 

Vertragsstaaten des Schengener Übereinkommens (Vertragsstaaten), das 

Verbringen oder die Mitnahme in, durch oder aus der Bundesrepublik Deutschland 

sowie Genehmigungen und Anzeigen in diesem Zusammenhang erfolgen 

zukünftig auf der Grundlage einheitlicher und mit Sicherheitsmerkmalen 

versehener Vordrucke. 

 

B. Lösung 

Erlass einer Verwaltungsvorschrift zu Vordrucken zur Durchführung des 

Waffengesetzes, deren Aufbau und Gestaltung für verbindlich erklärt werden. Um  
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Fälschungen zu erschweren, sind die Vordrucke von der Bundesdruckerei mit 

sicherheitstechnischen Merkmalen versehen und daher nur von ihr kostenpflichtig 

zu beziehen.  

 

C. Alternativen 

Keine. Mit Sicherheitsmerkmalen versehene Vordrucke können nur von der 

Bundesdruckerei bezogen werden. Die Vordrucke nach den Anlagen 1 bis 10 

müssen zudem an das ab dem Jahr 2003 geänderte Waffenrecht angepasst 

werden. Darüber hinaus werden mit den neuen Vordrucken die Standards des im 

Aufbau befindlichen Nationalen Waffenregisters berücksichtigt.  

 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand sind nicht zu erwarten und auch durch 

den Vollzug der Verwaltungsvorschrift entsteht kein Mehraufwand. 

 

E. Erfüllungsaufwand 

1. Bürgerinnen und Bürger 

Den Bürgerinnen und Bürgern entstehen keine zusätzlichen Kosten. Die Kosten 

für die Vordrucke sind, wie bereits nach geltendem Recht, in den Gebühren für die 

erteilte waffenrechtliche Erlaubnis enthalten. 

2. Wirtschaft (davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten) 

Die Verwaltungsvorschrift regelt keine Informationspflichten. Auswirkungen auf 

das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 

erwarten. 

3. Verwaltung 

Die Bundesdruckerei stellt den Behörden, die für den Vollzug des Waffengesetzes 

zuständig sind, die Vordrucke weiterhin kostenpflichtig zur Verfügung. Da die 

Bundesdruckerei die Preise für waffenrechtliche Vordrucke seit 1994 nicht mehr 

erhöht hat, jedoch die Produktionskosten in den letzten Jahren angestiegen sind, 

beabsichtigt sie den Abgabepreis der neuen Vordrucke anzupassen. Die zu 

erwartende Preiserhöhung wird abhängig von der Abnahmemenge für die meisten 

waffenrechtlichen Vordrucke voraussichtlich einen Euro nicht überschreiten. 
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F. Weitere Kosten (insbesondere sonstige Kosten für die Wirtschaft) 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundeskanzlerin 

Berlin, den 15. Februar 2012

 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Horst Seehofer 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene  

 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu Vordrucken des Waffengesetzes 

(WaffVordruckVwV) 

mit Vorblatt.  

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 84 Absatz 2 des 

Grundgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 

NKRG ist als Anlage beigefügt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 
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Anlage 

 

 
 
Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz 

NKR-Nr. 1808: Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu Vordrucken des  
Waffengesetzes 

 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den oben genannten Entwurf geprüft. 

Mit der Verwaltungsvorschrift werden Aufbau und Gestaltung von Vordrucken zur Durch-

führung des Waffengesetzes festgelegt. Damit soll gewährleistet werden, dass beim Voll-

zug des Waffengesetzes in den Ländern einheitliche und mit den Standards des Nationa-

len Waffenregisters kompatible Vordrucke verwendet werden. Die Änderung führt zu mar-

ginalem Erfüllungsaufwand bei der Bundesdruckerei, die die Herstellung der Vordrucke an 

die neuen Vorgaben der Verwaltungsvorschrift anpassen muss.  

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrages keine 

Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 

 
 
 
 
 
 
Dr. Ludewig Prof. Dr. Kuhlmann 
Vorsitzender Berichterstatterin 
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